
Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant, 
 

 

 

nachstehend erhalten Sie unsere Mandanteninformationen für das 
II. Quartal 2019: 

Aufwendungen für Herrenabende können gemischt veran-
lasst sein und damit zum Abzug berechtigen 

Lädt ein Unternehmer zu einer Veranstaltung ein, auf der die Gäste 
bewirtet und ggf. durch besondere Programmpunkte unterhalten wer-
den, stellt sich oft die Frage, ob die Aufwendungen beruflich, privat oder 
gemischt veranlasst sind. Eine ausschließlich berufliche Veranlassung 
berechtigt den Unternehmer, die gesamten Aufwendungen steuermin-
dernd geltend zu machen. Bei privater Veranlassung besteht diese 
Möglichkeit nicht. 

Das Finanzgericht Düsseldorf musste über die Aufwendungen einer 
Anwaltskanzlei für jährlich stattfindende Herrenabende entscheiden. Die 
Kanzlei hatte die gesamten Aufwendungen als Betriebsausgaben abge-
zogen, weil sie nach ihren Angaben mit diesen Veranstaltungen den 
Mandantenstamm festigen bzw. erweitern wollte. Die Veranstaltungen, 
zu denen ausschließlich Männer aus den Bereichen Mandantschaft, 
Geschäftsfreunde und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens einge-
laden waren, fanden im Garten des Hauses eines Partners der Kanzlei 
statt. 

Da den Gästen weder ein besonderes qualitatives Ambiente noch ein 
besonderes Unterhaltungsprogramm geboten wurde, greift ein steuerli-
ches Abzugsverbot nicht. Das Gericht sah die Aufwendungen für die 
Herrenabende allerdings als gemischt veranlasst an, da u. a. auch 
Gäste aus dem privaten Umfeld der Rechtsanwaltspartner teilnahmen. 
Daher ließ es nur 50 % der Aufwendungen zum Abzug zu. 

Der Bundesfinanzhof muss möglicherweise abschließend entscheiden. 

Vermieter muss für funktionierenden Telefonanschluss 
sorgen 

Wurde einem Mieter bei Übergabe der Wohnung ein funktionierender 
Telefonanschluss überlassen, ist der Vermieter verpflichtet, dessen 
Funktion während der Mietdauer aufrechtzuerhalten. 

Die Erdgeschosswohnung einer in einem Mehrfamilienhaus lebenden 
Mieterin war mit einem Telefonanschluss ausgestattet. Nach einem 
Defekt an der Telefonleitung, die vom Hausanschluss über einen Kriech-
keller zur Mietwohnung verlief, forderte sie ihren Vermieter erfolglos auf, 
die Leitung zwischen dem Hausanschluss und der Telefondose ihrer 
Wohnung instand zu setzen. 

Der Bundesgerichtshof entschied, dass der Vermieter die Mietsache 
dem Mieter in einem zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten 
Zustand zu überlassen und während der Mietzeit in diesem Zustand zu 
erhalten hat. Dieser vertragsgemäße Zustand umfasst einen (auch funk-
tionsfähigen) Telefonanschluss, wenn die Wohnung - wie 
vorliegend - mit einer sichtbaren Telefonanschlussdose ausgestattet ist. 
Zugleich trifft den Vermieter danach auf Dauer die Verpflichtung, die 
Mietsache in diesem Zustand zu erhalten. Dies beinhaltet auch die 
Pflicht, eine nach der Überlassung eingetretene Verschlechterung zu 
beseitigen und den zum vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten 
Zustand wiederherzustellen. 

Anforderungen an Leistungsbeschreibung in einer Rech-
nung 

Die Leistung, über die in einer Rechnung abgerechnet wird, muss so 
genau sein, dass eine Identifizierung eindeutig und leicht möglich ist. 
Eine grobe Beschreibung reicht nicht aus. Auch eine nur monatsweise 
zusammengefasste Abrechnung genügt in der Regel nicht. Zwar kann 
als Zeitpunkt der Lieferung oder sonstigen Leistung der Kalendermonat 
angegeben werden. Diese steuerlich zulässige Erleichterung 
beschränkt sich allerdings vornehmlich auf Dauerschuldverhältnisse, 
wie z. B. längere Wartungsverträge. 

Dies ergibt sich aus einem Urteil des Finanzgerichts Hamburg. Es hatte 
über die Zulässigkeit des Vorsteuerabzugs aus Rechnungen von Sub-
unternehmern bei einem Containerentladedienst zu entscheiden. Der 
Vorsteuerabzug war in diesem Fall auch deshalb zu versagen, weil das 
Gericht davon ausgehen musste, dass es sich um ein Scheinunterneh-
men handelte. 

Der Bundesfinanzhof muss möglicherweise abschließend entscheiden. 

 

Arbeitsunfall durch Sturz in der eigenen Wohnung auf dem 
Weg zum Homeoffice 

Ein Sturz auf der Kellertreppe innerhalb der Wohnung kann ein Arbeits-
unfall sein, wenn sich die Wohnung des Versicherten und die 
Arbeitsstätte im selben Haus befinden und der Betriebsweg - hier die 
Kellertreppe - in Ausführung der versicherten Tätigkeit zurückgelegt 
wird. 

Eine Key-Account-Managerin verletzte sich beim Sturz auf ihrer Kel-
lertreppe, als sie innerhalb der Kernarbeitszeit von einer Messe 
kommend in ihr Homeoffice ging, um einen potenziellen Kunden anzu-
rufen. 

Das Bundessozialgericht entschied, dass die an der Außentür des 
Wohnhauses orientierte Grenzziehung für Betriebswege nicht greift, 
wenn sich Wohnung und Arbeitsstätte im selben Haus befinden und die 
objektiven Umstände des Einzelfalls auf die Handlungstendenz des Ver-
sicherten hinweisen, eine dem Unternehmen dienende Tätigkeit 
ausüben zu wollen. 

Ausübung der Verlängerungsoption bei der Gewerbemiete 
bedarf nicht der Schriftform 

Will ein Mieter die in einem Gewerbemietvertrag enthaltene Verlänge-
rungsoption ausüben, ist dabei keine Schriftform einzuhalten. Dies hat 
der Bundesgerichtshof entschieden. 

In einem Gewerbemietvertrag war neben einer Festlaufzeit eine zehn-
jährige Verlängerungsoption für den Mieter vorgesehen. Diese Option 
übte der Mieter auch rechtzeitig aus, jedoch per Computerfax ohne 
Unterschrift. Der Vermieter vertrat die Auffassung, dass die Option man-
gels eingehaltener Schriftform nicht wirksam ausgeübt worden sei. 

Nach Auffassung des Gerichts war die Optionsausübung jedoch wirk-
sam erfolgt. Die Parteien haben keinen neuen Vertrag geschlossen, 
vielmehr wurde dem bestehenden Mietverhältnis lediglich ein neuer 
Zeitabschnitt hinzugefügt. Durch die Optionsausübung hat der Mieter 
mittels einseitiger Erklärung ein ihm eingeräumtes Gestaltungsrecht 
wahrgenommen, das keinerlei Formerfordernissen unterliegt. 

Sachgrundlose Befristung bei Vorbeschäftigung 
regelmäßig unzulässig 

Ein Arbeitsvertrag kann ohne sachlichen Grund nicht befristet werden, 
wenn mit demselben Arbeitgeber schon vorher einmal ein befristetes 
oder unbefristetes Arbeitsverhältnis bestanden hat. 

Ein Arbeiter war von März 2004 bis September 2005 als gewerblicher 
Mitarbeiter bei einem Unternehmen tätig. Im August 2013 stellte das 
Unternehmen den Mann erneut sachgrundlos befristet als Facharbeiter 
ein. Die Parteien verlängerten die Vertragslaufzeit mehrfach, zuletzt bis 
August 2015. Der Arbeiter vertrat die Auffassung, dass sein Arbeitsver-
hältnis zu diesem Zeitpunkt nicht geendet habe. 

Zu Recht, wie das Bundesarbeitsgericht entschied. Das Verbot der 
sachgrundlosen Befristung kann zwar unzumutbar sein, wenn die Vor-
beschäftigung sehr lange zurückliegt, ganz anders geartet oder sehr 
kurz war. Um einen solchen Fall handelte es sich hier aber nicht. Viel-
mehr lag das vorige Arbeitsverhältnis im entschiedenen Fall nicht sehr 
lange, sondern nur acht Jahre zurück. 

Hinweis: Das Bundesarbeitsgericht hat damit seine frühere Rechtspre-
chung geändert, wonach es eine erneute sachgrundlose Befristung für 
zulässig hielt, wenn zwischen den Beschäftigungsverhältnissen mehr 
als drei Jahre lagen. 

Kein Unfallversicherungsschutz bei Handynutzung im 
Straßenverkehr 

Eine Hotelangestellte wurde auf dem Heimweg von der Arbeit beim 
Überqueren eines unbeschrankten Bahnübergangs von einer Bahn 
erfasst. Sie erlitt dabei Frakturen im Kopfbereich, eine Hirnblutung und 
befand sich monatelang in stationärer Behandlung. Da die Angestellte 
zum Unfallzeitpunkt mit dem Handy telefoniert hatte, lehnte es die 
Berufsgenossenschaft ab, den Unfall als Arbeitsunfall anzuerkennen. 

Das Sozialgericht Frankfurt am Main gab der Berufsgenossenschaft 
recht. Zwar war die Frau als Beschäftigte auf dem Heimweg grundsätz-
lich gesetzlich unfallversichert. Umfasst sei hiervon jedoch nur die 
Tätigkeit des Nachhausegehens vom Arbeitsort, nicht auch das gleich-
zeitige Telefonieren. Es handele sich daher um eine gemischte Tätigkeit 
durch gleichzeitiges Ausüben einer versicherten Verrichtung (Nachhau-
segehen) und einer unversicherten Verrichtung (Telefonieren). Ein 
Arbeitsunfall sei nur gegeben, wenn der Unfall wesentlich durch die ver-
sicherte Tätigkeit verursacht sei. 

 

Im entschiedenen Fall sei die Wahrnehmungsfähigkeit der Frau durch 
das Telefonieren jedoch deutlich eingeschränkt gewesen, sodass das 
hierdurch begründete erhebliche Risiko maßgeblich zu dem Unfall 
geführt habe. 

 

Grundstücksschenkungen zwischen Geschwistern können 
grunderwerbsteuerfrei sein 

Eine Mutter hatte ihrem Sohn und ihrer Tochter zu gleichen Teilen ein 
Grundstück übertragen. Jahre später übertrug sie ein zweites Grund-
stück auf ihre Tochter, verbunden mit der Auflage, dass die Tochter ihre 
Grundstückshälfte aus der ersten Grundstücksübertragung auf ihren 
Bruder zu übertragen hatte. Diesen Erwerb sollte sich der Bruder beim 
Tod der Mutter auf seinen Pflichtteilsanspruch anrechnen lassen. Das 
Finanzamt unterwarf die Grundstücksübertragung der Schwester auf 
ihren Bruder der Grunderwerbsteuer, weil Grundstücksübertragungen 
unter Geschwistern nicht grunderwerbsteuerbefreit seien. 

Der Bundesfinanzhof betrachtete den Übertragungsvorgang in seiner 
Gesamtheit und entschied, dass der Erwerb nicht der Grunderwerb-
steuer unterlag. So kann eine Steuerbefreiung aufgrund einer 
Zusammenschau von grunderwerbsteuerrechtlichen Befreiungsvor-
schriften gewährt werden, wenn sich der tatsächlich verwirklichte 
Grundstückserwerb als abgekürzter Übertragungsweg darstellt und die 
unterbliebenen Zwischenerwerbe, wenn sie durchgeführt worden 
wären, ebenfalls steuerfrei geblieben wären. 

Im entschiedenen Fall war der erste unterbliebene Zwischenschritt die 
(Rück-)Übertragung des hälftigen Grundstücks von der Tochter auf ihre 
Mutter, der zweite unterbliebene Zwischenschritt die unentgeltliche 
Übertragung dieses Grundstücksteils von der Mutter auf ihren Sohn. 
Beide Schritte wären grunderwerbsteuerfrei geblieben. In der Zusam-
menschau betrachtet, war daher die von der Tochter erfüllte Auflage 
lediglich die unentgeltliche Grundstücksübertragung von der Mutter auf 
ihren Sohn. 

Verfall von Urlaubsansprüchen 

Das Bundesarbeitsgericht hat seine Rechtsprechung zum Verfall von 
Urlaubsansprüchen weiterentwickelt und damit die Vorgaben des 
Gerichtshofs der Europäischen Union umgesetzt. 

Grundsätzlich verfällt Urlaub, der dem Arbeitnehmer bis zum Jahres-
ende nicht gewährt und von ihm nicht genommen wurde. Dies war bisher 
selbst dann der Fall, wenn der Arbeitnehmer seinen Arbeitgeber recht-
zeitig erfolglos zur Urlaubsgewährung aufgefordert hatte.  
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Wurde der Urlaub nicht gewährt, konnte der Arbeitnehmer unter 
bestimmten Voraussetzungen Schadensersatz durch Gewährung von 
Ersatzurlaub bzw. - nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses - durch 
Abgeltung verlangen.  

Nunmehr hat das Gericht entschieden, dass der Anspruch auf bezahlten 
Jahresurlaub nur dann erlischt, wenn der Arbeitgeber den Arbeitnehmer 
zuvor klar und rechtzeitig über seinen genauen Urlaubsanspruch und die 
Verfallfristen belehrt und der Arbeitnehmer den Urlaub trotzdem aus 
freien Stücken nicht genommen hat. 

 

Ferienjobs sind für Schüler sozialversicherungsfrei 

Schüler können in den Ferien im Rahmen eines zeitlich geringfügi-
gen - d. h. kurzfristigen - Beschäftigungsverhältnisses unbegrenzt Geld 
verdienen, ohne sozialversicherungspflichtig zu werden. Voraussetzung 
dafür ist, dass die Dauer des Ferienjobs bei einer Arbeitswoche von min-
destens fünf Tagen höchstens drei Monate beträgt. Bei einer 
Arbeitswoche unter fünf Tagen dürfen gesamt 70 Arbeitstage nicht über-
schritten werden. Eine geringfügige Beschäftigung liegt jedoch nicht 
mehr vor, wenn diese berufsmäßig ausgeübt wird und das Arbeitsentgelt 
450 € im Monat übersteigt. 

Wird die Beschäftigung in einem Kalenderjahr über diesen kurzen Zeit-
raum hinaus fortgesetzt und ein Arbeitsentgelt von bis zu 450 € im Monat 
gezahlt, sind die Vorschriften für die sog. Minijobs anzuwenden. 

Beispiel: Schüler Paul arbeitet erstmals in den Sommerferien vom 
20. Juni bis 2. August 2019 montags bis freitags in einer Firma und erhält 
dafür ein Entgelt von insgesamt 1.000 €. Es entsteht keine Sozialversi-
cherungspflicht, weil er nicht mehr als drei Monate arbeitet. Am 
1. Oktober 2019 vereinbaren sie, dass Paul fortan für monatlich 450 € 
weiterarbeitet. Ab diesem Tag hat der Arbeitgeber pauschale Sozialver-
sicherungsabgaben, Pauschalsteuer und Umlagen an die 
Minijob-Zentrale der Bundesknappschaft zu entrichten. Außerdem wird 
ein Arbeitnehmeranteil zur Rentenversicherung einbehalten, sofern Paul 
keine Befreiung von der Rentenversicherungspflicht beantragt. 

Hinweis: Die sozialversicherungsrechtlichen Zeitgrenzen für kurzfristige 
Beschäftigungen (drei Monate oder 70 Arbeitstage) gelten nun auch 
über den 31. Dezember 2018 hinaus dauerhaft. 

Kürzung von Betriebsausgaben bei Beiträgen zur betriebli-
chen Altersversorgung 

Eine Ärztin betrieb eine Facharztpraxis. Sie richtete für zwei ihrer 
Sprechstundenhilfen eine betriebliche Altersversorgung mit einer 
Anwartschaftsdynamik von 5 % für jedes künftige Dienstjahr ein.  

Das Finanzamt verweigerte den Abzug der Beiträge als Betriebsaus-
gaben. 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass Zuwendungen an eine Unterstüt-
zungskasse für lebenslängliche Leistungen mitunter nur begrenzt 
abziehbar sind. Der abziehbare Betrag ist entsprechend den Grundsät-
zen für Pensionsrückstellungen (einschließlich der sogenannten 
Überversorgungsgrundsätze) nach dem Teilwert zu ermitteln. Eine 
höher bemessene Versorgung führt als Überversorgung zur anteiligen 
Kürzung der Pensionsrückstellung, wenn die Versorgungsanwartschaft 
zusammen mit anderen Anwartschaften 75 % der am Bilanzstichtag 
bezogenen Aktivbezüge übersteigt. 

Liegt die zugesagte Versorgung bereits ohne Berücksichtigung der 
Dynamisierung im Grenzbereich von 75 % bzw. deutlich höher, ist eine 
Anwartschaftsdynamisierung nur in einem moderaten Umfang, d. h. bis 
max. 3 %, angemessen. Wirkt sich die Dynamisierung zudem erheblich 
auf das Versorgungsniveau aus, ist diese bei der Ermittlung der Über-
versorgung in voller Höhe einzubeziehen. Insoweit kann der Abzug von 
Betriebsausgaben eingeschränkt sein. 

Anforderungen an ein amtsärztliches Gutachten im Krank-
heitsfall 

Krankheitskosten können unter Berücksichtigung einer zumutbaren 
Belastung als außergewöhnliche Belastungen einkommensteuermin-
dernd berücksichtigt werden, soweit sie nicht von dritter Seite, z. B. einer 
Krankenkasse, ersetzt worden sind. 

Aufwendungen für Arznei-, Heil- und Hilfsmittel werden nur anerkannt, 
wenn ihre medizinische Notwendigkeit durch Verordnung eines Arztes 
oder Heilpraktikers nachgewiesen wird. In bestimmten Fällen (z. B. bei 
einer Bade- oder Heilkur, einer psychotherapeutischen Behandlung oder 
bei wissenschaftlich nicht anerkannten Behandlungsmethoden) ist ein 
vor dem Beginn der Behandlung ausgestelltes amtsärztliches Gutachten 
oder eine ärztliche Bescheinigung eines Medizinischen Dienstes der 
Krankenversicherung erforderlich. 

Unter dem Begriff „amtsärztliches Gutachten“ versteht das Finanzgericht 
Rheinland-Pfalz nicht ein nach wissenschaftlichen Grundsätzen erstell-
tes Gutachten. Auch ein amtsärztliches Attest reicht nach diesem Urteil 
aus, um die Zwangsläufigkeit der Aufwendungen nachzuweisen. 

 

Wir wünschen Ihnen alles Gute, mit den besten Grüßen 

 

J. Hollstein R. Haever F. Güntzler J.-K. Vietor 

T. Kumpe M. Engel L. Becker 
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